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Bericht und Antrag 

des Rechtsausschusses (6. Ausschuß) 


zu dem von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines Gesetzes 
zu den Haager Kaufrechtsübereinkommen vom I.Juii 1964 
— Drucksache 7/115 — 

A. Problem 

Für Kaufverträge über nationale Grenzen hinweg muß nach 
bisher geltendem Recht das Internationale Privatrecht der be- 
beteiligten Staaten entscheiden, welches nationale Recht zur 
Anwendung kommt. Diese Verweisungen weichen oft vonein- 
ander ab, so daß für verschiedene Ansprüche aus demselben 
Kaufvertrag verschiedene Rechtsordnungen maßgebend sein 
können. Dies führt zu Rechtsunsicherheit und erschwert den 
internationalen Handels- und Geschäftsverkehr. 


B. Lösung 

Durch die Haager Kaufrechtsübereinkommen, deren Vertrags- 
gesetz der Rechtsausschuß einmütig billigt, verpflichten sich die 
Vertragsstaaten, für den internationalen Kauf beweglicher Sa- 
chen und für den Abschluß von internationalen Kaufverträgen 
über bewegliche Sachen Einheitliche Gesetze zu erlassen. Damit 
wird die einheitliche Beurteilung internationaler Kaufverträge 
durch gleichlautendes innerstaatliches Recht in den beteiligten 
Staaten sichergestellt. Daneben bleibt das bisher geltende inner- 
staatliche Recht — BGB und HGB — für Kaufverträge innerhalb 
der Grenzen in Geltung. 


C. Alternativen 

wurden im Rechtsausschuß nicht erörtert. 


D. Kosten 

keine 
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A. Bericht der Abgeordneten Frau Däubler-Gmelin und Thürk 


i. 

Der Deutsche Bundestag hat in seiner 15. Sitzung 
am 16. Februar 1973 den Gesetzentwurf an den 
Rechtsausschuß überwiesen, der die Vorlage in 
seiner 3. Sitzung am 21. Februar 1973 beraten hat. 

Der Rechtsausschuß empfiehlt einstimmig, den Ge- 
setzentwurf unverändert anzunehmen. 


11 . 

Die beiden Haager Übereinkommen vom 1. Juli 
1964, die der vorliegende Entwurf eines Vertrags- 
gesetzes nach Artikel 59 Abs. 2 des Grundgesetzes 
zum Gegenstand hat, stellen das Ergebnis jahr- 
zehntelanger Bemühungen um Rechtsvereinheit- 
lichung dar. Sie bedeuten eine Erleichterung des 
grenzüberschreitenden Handels- und Geschäftsver- 
kehrs. 

Durch die Übereinkommen verpflichten sich die 
Vertragsstaaten, für den internationalen Kauf be- 
weglicher Sachen und für den Abschluß von inter- 
nationalen Kaufverträgen gleichlautende Einheit- 
liche Gesetze in Kraft zu setzen. Dadurch werden 
zwar die innerstaatlichen Bestimmungen über Kauf- 
verträge nicht einander angeglichen; die Vorschrif- 
ten des Bürgerlichen Gesetzbuchs und des Handels- 
gesetzbuchs über den Kauf bleiben unverändert. Es 
wird aber vor allem erreicht, daß nicht mehr nach 
den komplizierten, von Land zu Land unterschied- 
lichen Regeln des Internationalen Privatrechts in 
jedem Einzelfall beurteilt werden muß, welches 
nationale Recht auf Ansprüche aus einem Kaufver- 
trag anzuwenden ist; die Frage des anwendbaren 
Rechts wird durch die Vereinheitlichung des mate- 
riellen Rechts im Verhältnis der Vertragsstaaten 
weitgehend gegenstandslos. Dies wird die Rechts- 
beziehungen über die Grenzen hinweg wesentlich 
vereinfachen. 

Auf der anderen Seite werden Partner von Kauf- 
verträgen wie bisher nicht daran gehindert, für 
ihren Vertrag besondere Vereinbarungen über die 
Anwendung eines nationalen Rechts zu treffen. So- 
weit die nationale Rechtsordnung nicht zwingendes 
Recht enthält, kann das neue Recht auch für nicht 
grenzüberschreitende Kaufverträge gelten, wenn 
dies die Vertragspartner ausdrücklich vereinbaren. 


Das Übereinkommen zur Einführung des Einheit- 
lichen Kaufgesetzes ist am 18. August 1972 in Kraft 
getreten, nachdem es von Belgien, Israel, Italien, 
den Niederlanden, San Marino und dem Vereinig- 
ten Königreich von Großbritannien und Nordirland 
ratifiziert worden ist. Das Übereinkommen zur Ein- 
führung des Einheitlichen Vertragsabschlußgesetzes 
ist am 23. August 1972 in Kraft getreten; es wurde 
mit Ausnahme von Israel von allen obengenann- 
ten Vertragsstaaten ratifiziert. Die Ratifikation bei- 
der Übereinkommen durch Frankreich steht bevor, 
so daß die Ratifikation durch die Bundesrepublik 
Deutschland zugleich zu weitgehender Rechtsver- 
einheitlichung in den Europäischen Gemeinschaften 
führt. 

III. 

Der Rechtsausschuß begrüßt einmütig die Über- 
einkommen als einen Fortschritt für den internatio- 
nalen Rechtsverkehr. Die Zustimmung zu beiden 
Übereinkommen wird empfohlen, auch wenn ein- 
zelne Bestimmungen der Einheitlichen Gesetze ver- 
besserungsfähig erscheinen. So unterscheiden beide 
Gesetzes (Artikel 7 des Einheitlichen Kaufgesetzes 
und Artikel 1 des Einheitlichen Vertragsabschluß- 
gesetzes) im Gegensatz zum deutschen Recht nicht 
zwischen Handelskauf und bürgerlich-rechtlichem 
Kaufvertrag, Die unterschiedslose Anwendung der 
Bestimmungen, vor allem soweit diese Bezug neh- 
men auf Gebräuche, Gepflogenheiten, Ausdrücke 
und Klauseln, könnte bedenklich sein. Die Geltung 
der Einheitlichen Gesetze wurde nicht auf Kauf- 
leute beschränkt, weil es trotz intensivster Bemü- 
hungen in den internationalen Verhandlungen nicht 
gelungen ist, sich auf eine einheitliche Abgrenzung 
von Kaufleuten und Nichtkaufleuten zu einigen. 
Diese Unvollkommenheit der Übereinkommen ist 
nach Ansicht des Rechtsausschusses allerdings nicht 
so gravierend, daß es den Wert der Übereinkommen 
in Frage stellen könnte, weil internationale Kauf- 
verträge in ihrer großen Mehrzahl nur zwischen 
Kaufleuten abgeschlossen werden. 

Der Recht saus schuß hat auch die nach den Über- 
einkommen möglichen Vorbehalte erörtert. Er teilt 
die Auffassung der Bundesregierung, daß aus prak- 
tischen Gesichtspunkten der Vorbehalt aus Arti- 
kel III der Übereinkommen eingelegt werden soll. 
Damit wird die praktische Erprobung der Einheit- 
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liehen Gesetze zunächst auf den Rechtsverkehr zwi- 
schen Vertragsstaaten beschränkt. Eine spätere 
Rücknahme kann nach Artikel VI der Übereinkom- 
men jederzeit erfolgen. Dagegen soll — auch hier 
besteht Übereinstimmung mit der Bundesregierung 
— der Vorbehalt des Artikels V der Übereinkom- 
men nicht erklärt werden. Dieser Vorbehalt würde 


Bonn, den 13. März 1973 


Frau Däubler-Gmelin Thürk 

Berichterstatter 


bewirken, daß die Einheitlichen Gesetze nicht einmal 
als dispositive Rechtsnorm in das deutsche Recht auf- 
genommen würden. Es würde vielmehr lediglich zu- 
gelassen, daß sich die Parteien auf dieses Recht 
einigen. Ein solcher Vorbehalt müßte die Haager 
Kaufrechtsübereinkommen in ihrem Wert für den 
internationalen Rechtsverkehr erheblich mindern. 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 7/1 15 — unverändert anzunehmen. 

Bonn, den 13. März 1973 

Der Rechtsausschuß 

Dr. Lenz (Bergstraße) Frau Däubler-Gmelin Thürk 

Vorsitzender Berichterstatter 
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